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Einberufung einer ordentlichen Hauptversammlung 

der Tele Columbus AG, Berlin

– ISIN: dE000tcag172 / WKN: tcag17 – 

sehr geehrte damen und herren aktionäre,

wir laden sie ein zur

ordentlichen Hauptversammlung 

der Tele Columbus AG

am Mittwoch, den 21. Juni 2017, um 10:00 uhr, 

in der Kaiserin-augusta-allee 108, 10553 Berlin 
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Tagesordnung

1.

Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der Tele

Columbus AG, des gebilligten Konzernabschlusses und

des zusammengefassten Lageberichts für die Tele 

Columbus AG und den Konzern einschließlich des er-

läuternden Berichts des Vorstands zu den Angaben

nach §§ 289 Abs. 4 und 5, 315 Abs. 4 HGB für das Ge-

schäftsjahr 2016 sowie des Berichts des Aufsichtsrats

der aufsichtsrat hat den vom vorstand aufgestellten Jah-

resabschluss und Konzernabschluss gebilligt. der Jahres-

abschluss ist damit festgestellt. aus diesem grund entfällt

eine Beschlussfassung durch die hauptversammlung zu

diesem tagesordnungspunkt.

die oben genannten unterlagen sind ab Einberufung der

hauptversammlung auf der internetseite der gesellschaft

unter www.ir.telecolumbus.com/hv verfügbar. auf verlan-

gen werden sie dem aktionär unverzüglich und kostenlos

zugesandt. sie werden zudem in der hauptversammlung

zugänglich sein und dort vom vorstand und – soweit es den

Bericht des aufsichtsrats betrifft – vom vorsitzenden des

aufsichtsrats näher erläutert.
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2.

Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder

des Vorstands für das Geschäftsjahr 2016

vorstand und aufsichtsrat schlagen vor, den mitgliedern

des vorstands, die im geschäftsjahr 2016 amtiert haben,

für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen.

3.

Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder

des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2016

vorstand und aufsichtsrat schlagen vor, den mitgliedern

des aufsichtsrats, die im geschäftsjahr 2016 amtiert haben,

für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen.



5

4.

Wahl des Abschlussprüfers und des Konzernabschluss-

prüfers für das Geschäftsjahr 2017 sowie des Prüfers

für die prüferische Durchsicht unterjähriger Finanzinfor-

mationen

Jeweils gestützt auf die Empfehlung des prüfungsaus-

schusses des aufsichtsrats schlägt der aufsichtsrat vor, 

die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Ernst & Young gmbh

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Berlin.

a)   zum abschlussprüfer (hgB) und Konzernabschluss -

prüfer (iFrs) für das geschäftsjahr 2017,

b)   zum prüfer für die prüferische durchsicht des verkürz-

ten abschlusses und Zwischenlageberichts für den

Konzern für das erste halbjahr des geschäftsjahres

2017, wenn und soweit diese einer prüferischen durch-

sicht unterzogen werden, und

c)   zum prüfer für die prüferische durchsicht etwaiger un-

terjähriger verkürzter abschlüsse und Zwischenlage -

berichte für den Konzern für die Quartale, die vor dem

tag der ordentlichen hauptversammlung im geschäfts-

jahr 2018 enden, wenn und soweit diese einer prüferi-

schen durchsicht unterzogen werden,

zu bestellen.
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5.

Beschlussfassung über die Wahl von drei neuen Auf-

sichtsratsmitgliedern nach § 101 Abs. 1 AktG

der aufsichtsrat besteht nach §§ 95, 96 abs. 1, 101 abs. 1

aktg i. v. m. § 9 Ziffer nr. 9.1 der satzung der gesellschaft

aus acht mitgliedern, die von der hauptversammlung zu

wählen sind. der aufsichtsrat ist nach der amtsniederle-

gung von Frau robin Bienenstock zum 31. dezember 2016

und der gerichtlichen Bestellung von Frau dr. susan 

hennersdorf als vorübergehendes aufsichtsratsmitglied bis

zur ordentlichen hauptversammlung der tele columbus ag

am 21. Juni 2017 mit Beschluss des amtsgerichts charlot-

tenburg vom 22. Februar 2017 zur Zeit mit sechs aufsichts-

ratsmitgliedern besetzt. die nachfolgenden Empfehlungen

beruhen auf den Empfehlungen des präsidialausschusses.

unter Berücksichtigung der in seiner geschäftsordnung für

seine Zusammensetzung vorgesehenen Ziele schlägt der

aufsichtsrat der hauptversammlung vor, die nachstehenden

personen für die dauer bis zur Beendigung der hauptver-

sammlung, die über ihre Entlastung für das erste geschäfts-

jahr nach dem Beginn der amtszeit beschließt, wobei das

geschäftsjahr, in dem die amtszeit beginnt, nicht mitge-

rechnet wird, als weitere aufsichtsratsmitglieder zu wählen.

a)   Frau Dr. Susan Hennersdorf, geboren am 6. Ja -

nuar 1967, Diplom Kauffrau, wohnhaft Lehmweg

16c, 20251 Hamburg 

Frau dr. susan hennersdorf, wohnhaft lehmweg 16c

in 20251 hamburg, ist derzeit als geschäftsführende

gesellschafterin der cresc. gmbh tätig. 
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Frau dr. susan hennersdorf ist kein mitglied in anderen

gesetzlich zu bildenden aufsichtsräten oder in ver-

gleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von

Wirtschaftsunternehmen im sinne von § 125 abs. 1 

s. 5 aktg.

b)   Herr Frank Krause, geboren am 9. März 1965, 

Betriebswirt, wohnhaft Am Eichbühel 24, 61476

Kronberg

herr Frank Krause, wohnhaft am Eichbühel 24, 61476

Kronberg, ist derzeit als Finanzvorstand der united 

internet ag tätig.

herr Frank Krause ist mitglied im gesetzlich zu bilden-

den aufsichtsrat der 1&1 internet topco sE, der 

1&1 internet holding sE, der strato ag und der 

1&1 internet sE im sinne von § 125 abs. 1 s. 5 

aktg. Zudem ist er mitglied des Beirats der versatel 

telecommunications gmbh. 

c)   Herr Dr. Volker Ruloff, geboren am 7. Novem -

ber 1948, Mathematiker, wohnhaft Rodenwald 7a,

40833 Ratingen

herr dr. volker ruloff, wohnhaft rodenwald 7a, 40833

ratingen, ist derzeit als selbständiger unternehmens-

berater tätig.

herr dr. volker ruloff ist kein mitglied in anderen ge-

setzlich zu bildenden aufsichtsräten oder in vergleich-

baren in- und ausländischen Kontrollgremien von

Wirtschaftsunternehmen im sinne von § 125 abs. 1 

s. 5 aktg.
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durch die kurze Bestelldauer soll sichergestellt werden,

dass die amtszeit aller acht mitglieder des aufsichtsrats zur

gleichen Zeit endet. somit besteht im rahmen einer erneu-

ten Bestellung bzw. neuwahl der aufsichtsratsmitglieder

mehr Flexibilität, den vorgaben im hinblick auf die vielfalt,

die anzahl unabhängiger mitglieder und die Zielgrößen für

Frauen im aufsichtsrat besser genügen zu können. 

die lebensläufe der vom aufsichtsrat vorgeschlagenen

Kandidaten sind auf der internetseite der gesellschaft unter

www.ir.telecolumbus.com/hv abrufbar.

gemäß Ziffer 5.4.1 abs. 5 bis 7 des deutschen corporate

governance Kodex wird für die Wahlentscheidung der

hauptversammlung auf Folgendes hingewiesen:

herr Frank Krause ist als Finanzvorstand der united internet

ag tätig. united internet hält einen anteil von 28,52 % am

grundkapital der tele columbus ag. united internet ag

und verbundene unternehmen ("united internet-gruppe")

bieten in den märkten, in denen die tele columbus gruppe

tätig ist, internetzugang, tv-leistungen und mobilfunk für

Endkunden sowie glasfaserleitungen für geschäftskunden

an. diese geschäftsfelder haben bereits einen signifikanten

anteil am gesamtumsatz der tele columbus gruppe, die in

diesen geschäftsfeldern weiter wachsen will. deshalb stuft

die gesellschaft die united internet ag als wesentlichen

Wettbewerber der gesellschaft im sinne von Ziffer 5.4.2 des

deutschen corporate governance Kodex ein. Folglich hat

herr Frank Krause nach Einschätzung der gesellschaft eine

organfunktion bei einem wesentlichen Wettbewerber der

tele columbus ag inne. Wird herr Frank Krause von der

hauptversammlung wie vorgeschlagen gewählt, werden

vorstand und aufsichtsrat eine abweichung von Ziffer 5.4.2
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des deutschen corporate governance Kodex gemäß § 161

aktg erklären. der aufsichtsrat ist der ansicht, dass trotz

der organfunktion von herrn Frank Krause bei einem nach

Einschätzung der gesellschaft wesentlichen Wettbewerber

die arbeit des aufsichtsrats nicht behindert wird und et-

waige auftretende interessenkonflikte im Einzelfall durch

ausschluss von herrn Frank Krause von der diskussion und

Beschlussfassung bewältigt werden können. 

herr Frank Krause ist zudem geschäftsführer bzw. vorstand

in den folgenden Konzerngesellschaften von united 

internet: united internet corporate services gmbh, 1&1 

telecom service holding montabaur gmbh, united internet

investments holding gmbh und united internet service sE. 

nach Einschätzung des aufsichtsrats bestehen keine für die

Wahlentscheidung der hauptversammlung maßgebenden

persönlichen oder geschäftlichen Beziehungen zwischen

der vom aufsichtsrat vorgeschlagenen Kandidaten Frau 

dr. susan hennersdorf und herrn dr. volker ruloff einer -

seits und den gesellschaften der tele columbus ag, den

organen der tele columbus ag oder einem direkt oder in-

direkt mit mehr als 10 % der stimmberechtigten aktien an

der tele columbus ag beteiligten aktionär andererseits. sie

haben ferner auch keine organ- oder Beratungsfunktion bei

einem wesentlichen Wettbewerber der tele columbus ag

inne.

die Wahlen werden gemäß Ziffer 5.4.3 satz 1 des deut-

schen corporate governance Kodex als Einzelwahl durch-

geführt werden.
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6.

Beschlussfassung über die Zustimmung zu den Ergeb-

nisabführungsverträgen mit der KABELMEDIA GmbH

Marketing und Service, der Teleco GmbH Cottbus 

Telekommunikation, der Funk und Technik GmbH Forst,

der "Mietho & Bär Kabelkom" Kabelkommunikations-

Betriebs GmbH, der kabel.digital.service GmbH, der 

PrimaCom Holding GmbH, der pepcom GmbH, der 

Tele Columbus Betriebs GmbH, der Tele Columbus 

Vertriebs GmbH und der Tele Columbus NRW GmbH

die tele columbus ag hat mit der KaBElmEdia gmbh

marketing und service, der teleco gmbh cottbus 

telekommunikation, der Funk und technik gmbh Forst, der

"mietho & Bär Kabelkom" Kabelkommunikations-Betriebs

gmbh, der kabel.digital.service gmbh, der primacom 

holding gmbh, der pepcom gmbh, der tele columbus 

Betriebs gmbh und der tele columbus vertriebs gmbh –

als gewinnabführende gesellschaften – am 11 mai 2017 

jeweils einen gewinnabführungsvertrag (Ergebnisabfüh-

rungsvertrag) geschlossen. des Weiteren wird die tele 

columbus ag mit der tele columbus nrW gmbh 

als gewinnabführende gesellschaft noch im Jahr 2017

einen gewinnabführungsvertrag (Ergebnisabführungsver-

trag) schließen. 

die tele columbus ag ist alleinige gesellschafterin der 

KaBElmEdia gmbh marketing und service, der teleco

gmbh cottbus telekommunikation, der Funk und technik

gmbh Forst, der "mietho & Bär Kabelkom" Kabelkommu-

nikations-Betriebs gmbh, der kabel.digital.service gmbh,

der primacom holding gmbh, der pepcom gmbh, der tele

columbus Betriebs gmbh, der tele columbus vertriebs
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gmbh und der tele columbus nrW gmbh. der jeweilige

gewinnabführungsvertrag wurde bzw. wird in Kürze mit der

tele columbus nrW gmbh zur herstellung einer körper-

schaftsteuerlichen organschaft abgeschlossen und bedarf

zu seiner Wirksamkeit unter anderem der Zustimmung der

hauptversammlung der tele columbus ag.

vorstand und aufsichtsrat schlagen daher vor, wie folgt zu

beschließen:

den gewinnabführungsverträgen zwischen der tele 

columbus ag und der KaBElmEdia gmbh marketing 

und service, der tele columbus ag und der teleco gmbh

cottbus telekommunikation, der tele columbus ag und 

der Funk und technik gmbh Forst, der tele columbus ag

und der "mietho & Bär Kabelkom" Kabelkommunikations-

Betriebs gmbh, der tele columbus ag und der kabel.

digital.service gmbh, der tele columbus ag und der 

primacom holding gmbh, der tele columbus ag und 

der pepcom gmbh, der tele columbus ag und der tc 

Betriebs gmbh, der tele columbus ag, der tc vertriebs

gmbh, und der tele columbus ag und der tele columbus

nrW gmbh, letztere jeweils als gewinnabführende gesell-

schaft, wird zugestimmt.

die verträge der gesellschaft mit der KaBElmEdia gmbh

marketing und service, der teleco gmbh cottbus telekom-

munikation, der Funk und technik gmbh Forst, der "mietho

& Bär Kabelkom" Kabelkommunikations-Betriebs gmbh,

der kabel.digital.service gmbh, der primacom holding

gmbh, der pepcom gmbh, der tele columbus Betriebs

gmbh und der tele columbus vertriebs gmbh haben je-

weils den folgenden Wortlaut: 
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"Ergebnisabführungsvertrag

Zwischen

Tele Columbus AG

vertreten durch den vorstand 

Kaiserin-augusta-allee 108

10553 Berlin

- nachfolgend "Organträger" genannt -

und 

[Name der jeweiligen gewinnabführenden Gesellschaft]

vertreten durch die geschäftsführung

straße / hausnummer

plZ / ort

- nachfolgend "Organgesellschaft" genannt -

Präambel

die organgesellschaft ist eine 100 %-ige tochtergesell-

schaft des organträgers. Zwischen dem organträger und

der organgesellschaft soll ein Ergebnisabführungsvertrag

geschlossen werden. dies vorausgeschickt wird folgender

vertrag geschlossen: 

§ 1 Gewinnabführung

1.   die organgesellschaft verpflichtet sich, erstmals ab

dem Beginn des im Zeitpunkt der Eintragung dieses

vertrages im handelsregister laufenden geschäfts -

jahres, vorbehaltlich der Bildung oder auflösung von
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rücklagen nach § 1 abs. 2 des vertrages, während der

vertragsdauer ihren ganzen gewinn unter entsprechen-

der Beachtung des § 301 aktg in der jeweils gültigen

Fassung an die organträgerin abzuführen. 

2.   die organgesellschaft kann mit Zustimmung des 

organträgers Beträge aus dem Jahresüberschuss – mit

ausnahme gesetzlicher rücklagen – insoweit in die 

gewinnrücklagen gemäß § 272 abs. 3 hgB einstellen,

als dies handelsrechtlich zulässig und bei vernünftiger

kaufmännischer Beurteilung wirtschaftlich begründet

ist. Während der dauer dieses vertrages gebildete 

andere gewinnrücklagen sind auf verlangen des 

organträgers aufzulösen und zum ausgleich eines 

Jahresfehlbetrages oder verlustvortrages zu verwen-

den oder als gewinn abzuführen. Eine abführung von

Beträgen aus der auflösung von gewinnrücklagen und

von gewinnvorträgen, die vor Beginn der laufzeit die-

ses vertrages gebildet wurden bzw. entstanden sind,

sowie von vor oder während der laufzeit dieses ver-

trages gebildete Kapitalrücklagen nach § 272 abs. 2

hgB sind ausgeschlossen.

3.   die verpflichtung der organgesellschaft, ihren gesam-

ten gewinn abzuführen, umfasst, soweit rechtlich zu-

lässig, auch den gewinn aus der veräußerung ihrer

sämtlichen vermögensgegenstände. dies gilt nicht für

nach auflösung der organgesellschaft anfallende ge-

winne.

4.   die organträgerin kann eine vorababführung von ge-

winnen verlangen, wenn und soweit nach gesetz und

satzung eine vorabdividende gezahlt werden könnte.
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5.   § 303 aktg ist in der jeweils gültigen Fassung analog

anzuwenden. 

§ 2 Verlustübernahme

1.   der organträger ist in entsprechender anwendung von

§ 302 abs. 1 aktg verpflichtet, jeden während der ver-

tragsdauer sonst entstehenden Jahresfehlbetrag aus-

zugleichen, soweit dieser nicht dadurch ausgeglichen

wird, dass gemäß § 1 abs. 2 satz 2 dieses vertrages

den anderen gewinnrücklagen Beträge entnommen

werden, die während der vertragsdauer in sie einge-

stellt worden sind.

2.   der anspruch auf verlustausgleich entsteht mit dem 

Bilanzstichtag des betreffenden geschäftsjahres der 

organgesellschaft und wird zu diesem Zeitpunkt fällig.

3.   § 302 aktg findet in seiner jeweiligen aktuellen Fassung

anwendung.   

§ 3 Aufstellung des Jahresabschlusses

1.   der Jahresabschluss der organgesellschaft ist vor sei-

ner Feststellung der organträgerin zur Kenntnisnahme,

prüfung und abstimmung vorzulegen.  

2.   der Jahresabschluss der organgesellschaft ist vor dem

Jahresabschluss der organträgerin zu erstellen und

festzustellen.

3.   Endet das Wirtschaftsjahr der organgesellschaft zu-

gleich mit dem Wirtschaftsjahr der organträgerin, so ist

gleichwohl das zu übernehmende Ergebnis der organ-
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gesellschaft im Jahresabschluss der organträgerin für

das gleiche Wirtschaftsjahr zu berücksichtigen.

§ 4 Inkrafttreten, Vertragsdauer, Kündigung

1.   der vertrag wird unter dem vorbehalt der Zustimmung

der gesellschafterversammlung des organträgers und

der gesellschafterversammlung der organgesellschaft

abgeschlossen.

2.   Wird der vertrag vor dem 31. dezember 2017 in 

das handelsregister des sitzes der organgesellschaft 

eingetragen, soll er erstmals für das ab dem 01. Ja -

nuar 2017 laufende Wirtschaftsjahr geltung erhalten. 

Erfolgt die Eintragung erst im Kalenderjahr 2018, wird

dieser vertrag mit Beginn des am 01. Januar 2018 

startenden Wirtschaftsjahres der organgesellschaft

wirksam. 

der vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 

Er kann unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von

sechs monaten nur zum Ende des geschäftsjahres 

der organgesellschaft, frühestens jedoch zum Ende

des geschäftsjahres der organgesellschaft ordentlich

gekündigt werden, nach dessen ablauf die mindest -

laufzeit der durch diesen vertrag zur begründenden

körperschaft- und gewerbesteuerlichen organschaft

(nachfolgend: mindestlaufzeit) erfüllt ist. nach derzeiti-

ger rechtslage beträgt die mindestlaufzeit 5 Zeitjahre;

§ 14 abs. 1 nr. 3 i.v.m. § 17 Kstg, § 2 abs. 2 satz 2

gewstg.

Eine Kündigung aus wichtigem grund ohne Einhaltung

einer Kündigungsfrist ist jederzeit zulässig. als wichti-
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ger grund für die vorzeitige Kündigung sind insbeson-

dere steuerrechtlich maßgebliche außerordentliche

Kündigungsgründe im sinne des abschnitts r 14.5

abs. 6 Kstr 2015 oder einer entsprechenden vor-

schrift, die im Zeitpunkt der außerordentlichen Kündi-

gung dieses vertrages anwendung findet, anzusehen.

Eine Kündigung muss schriftlich erfolgen, die elektro-

nische Form ist ausgeschlossen.

§ 5 Schlussbestimmungen

1.   Änderungen und Ergänzungen dieses vertrages bedür-

fen zu ihrer Wirksamkeit der schriftform, soweit nicht

notarielle Beurkundung erforderlich ist, und der Zustim-

mung der gesellschafterversammlung des organträ-

gers und der organgesellschaft. 

2.   sollte eine oder sollten mehrere Bestimmungen dieses

vertrages unwirksam sein oder werden, nichtig sein

oder werden, so verpflichten sich die parteien an die

stelle der unwirksamen oder nichtigen Bestimmung

eine solche zu vereinbaren, die der wirtschaftlichen

Zielrichtung der unwirksamen oder nichtigen Bestim-

mung am nächsten kommt."
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der gewinnabführungsvertrag der gesellschaft mit der tele

columbus nrW wird den folgenden Wortlaut haben:

"Ergebnisabführungsvertrag

Zwischen

Tele Columbus AG

vertreten durch den vorstand 

Kaiserin-augusta-allee 108

10553 Berlin

- nachfolgend "Organträger" genannt -

und 

Tele Columbus NRW GmbH

vertreten durch die geschäftsführung

am Zirkus 2

10117 Berlin

- nachfolgend "Organgesellschaft" genannt - 

Präambel

die organgesellschaft ist eine 100 %-ige tochtergesell-

schaft des organträgers. Zwischen dem organträger und

der organgesellschaft soll ein Ergebnisabführungsvertrag

geschlossen werden. dies vorausgeschickt wird folgender

vertrag geschlossen: 
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§ 1 Gewinnabführung

1.   die organgesellschaft verpflichtet sich, erstmals ab

dem Beginn des im Zeitpunkt der Eintragung dieses

vertrages im handelsregister laufenden geschäfts -

jahres, vorbehaltlich der Bildung oder auflösung von

rücklagen nach § 1 abs. 2 des vertrages, während der

vertragsdauer ihren ganzen gewinn unter entsprechen-

der Beachtung des § 301 aktg in der jeweils gültigen

Fassung an die organträgerin abzuführen. 

2.   die organgesellschaft kann mit Zustimmung des 

organträgers Beträge aus dem Jahresüberschuss – 

mit ausnahme gesetzlicher rücklagen – insoweit in die

gewinnrücklagen gemäß § 272 abs. 3 hgB einstellen,

als dies handelsrechtlich zulässig und bei vernünftiger

kaufmännischer Beurteilung wirtschaftlich begründet

ist. Während der dauer dieses vertrages gebildete 

andere gewinnrücklagen sind auf verlangen des 

organträgers aufzulösen und zum ausgleich eines 

Jahresfehlbetrages oder verlustvortrages zu verwen-

den oder als gewinn abzuführen. Eine abführung von

Beträgen aus der auflösung von gewinnrücklagen und

von gewinnvorträgen, die vor Beginn der laufzeit die-

ses vertrages gebildet wurden bzw. entstanden sind,

sowie von vor oder während der laufzeit dieses ver-

trages gebildete Kapitalrücklagen nach § 272 abs. 2

hgB sind ausgeschlossen.
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3.   die verpflichtung der organgesellschaft, ihren gesam-

ten gewinn abzuführen, umfasst, soweit rechtlich zu-

lässig, auch den gewinn aus der veräußerung ihrer

sämtlichen vermögensgegenstände. dies gilt nicht für

nach auflösung der organgesellschaft anfallende ge-

winne.

4.   die organträgerin kann eine vorababführung von ge-

winnen verlangen, wenn und soweit nach gesetz und

satzung eine vorabdividende gezahlt werden könnte.

5.   § 303 aktg ist in der jeweils gültigen Fassung analog

anzuwenden. 

§ 2 Verlustübernahme

1.   der organträger ist in entsprechender anwendung von

§ 302 abs. 1 aktg verpflichtet, jeden während der ver-

tragsdauer sonst entstehenden Jahresfehlbetrag aus-

zugleichen, soweit dieser nicht dadurch ausgeglichen

wird, dass gemäß § 1 abs. 2 satz 2 dieses vertrages

den anderen gewinnrücklagen Beträge entnommen

werden, die während der vertragsdauer in sie einge-

stellt worden sind.

2.   der anspruch auf verlustausgleich entsteht mit dem 

Bilanzstichtag des betreffenden geschäftsjahres der

organgesellschaft und wird zu diesem Zeitpunkt fällig.

3.   § 302 aktg findet in seiner jeweiligen aktuellen Fassung

anwendung.
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§ 3 Aufstellung des Jahresabschlusses

1.   der Jahresabschluss der organgesellschaft ist vor sei-

ner Feststellung der organträgerin zur Kenntnisnahme,

prüfung und abstimmung vorzulegen.  

2.   der Jahresabschluss der organgesellschaft ist vor dem

Jahresabschluss der organträgerin zu erstellen und

festzustellen.

3.   Endet das Wirtschaftsjahr der organgesellschaft zu-

gleich mit dem Wirtschaftsjahr der organträgerin, so ist

gleichwohl das zu übernehmende Ergebnis der organ-

gesellschaft im Jahresabschluss der organträgerin für

das gleiche Wirtschaftsjahr zu berücksichtigen.

§ 4 Inkrafttreten, Vertragsdauer, Kündigung

1.   der vertrag wird unter dem vorbehalt der Zustimmung

der gesellschafterversammlung des organträgers und

der gesellschafterversammlung der organgesellschaft

abgeschlossen.

2.   der vertrag wird mit seiner Eintragung in das handels-

register der organgesellschaft wirksam. der vertrag gilt

rückwirkend ab dem Beginn des geschäftsjahres der

organgesellschaft, in dem dieser vertrag in das han-

delsregister der organgesellschaft eingetragen wird.

3.   der vertrag wird für fünf Zeitjahre, gerechnet ab dem

Beginn seiner geltung nach abs. 2 satz 2 geschlossen.

sofern diese fünf Zeitjahre während eines laufenden

geschäftsjahres der organgesellschaft enden, verlän-

gert sich die mindestvertragsdauer nach satz 1 bis zum

ablauf dieses geschäftsjahres. der vertrag setzt sich
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danach auf unbestimmte Zeit fort, sofern er nicht unter

Beachtung der vorstehenden mindestvertragsdauer mit

einer Frist von sechs monaten schriftlich gekündigt

wird.

4.   Eine Kündigung aus wichtigem grund ohne Einhaltung

einer Kündigungsfrist ist jederzeit zulässig. als wichti-

ger grund für die vorzeitige Kündigung sind insbeson-

dere steuerrechtlich maßgebliche außerordentliche

Kündigungsgründe im sinne des abschnitts r 14.5

abs. 6 Kstr 2015 oder einer entsprechenden vor-

schrift, die im Zeitpunkt der außerordentlichen Kündi-

gung dieses vertrages anwendung findet, anzusehen.

Eine Kündigung muss schriftlich erfolgen, die elektro-

nische Form ist ausgeschlossen.

§ 5 Schlussbestimmungen

1.   Änderungen und Ergänzungen dieses vertrages bedür-

fen zu ihrer Wirksamkeit der schriftform, soweit nicht

notarielle Beurkundung erforderlich ist, und der Zustim-

mung der gesellschafterversammlung des organträ-

gers und der organgesellschaft. 

2.   sollte eine oder sollten mehrere Bestimmungen dieses

vertrages unwirksam sein oder werden, nichtig sein

oder werden, so verpflichten sich die parteien an die

stelle der unwirksamen oder nichtigen Bestimmung

eine solche zu vereinbaren, die der wirtschaftlichen

Zielrichtung der unwirksamen oder nichtigen Bestim-

mung am nächsten kommt."
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7.

Beschlussfassung über die Aufhebung des bestehen-

den Genehmigten Kapitals 2015/I und die Schaffung

eines neuen Genehmigten Kapitals 2017/I gegen Bar-

und/oder Sacheinlagen mit der Ermächtigung zum Aus-

schluss des Bezugsrechts sowie die entsprechende

Satzungsänderung

die Ermächtigung des vorstands zur Erhöhung des grund-

kapitals gemäß § 4 abs. 5 der satzung soll neu gefasst wer-

den. die in der hauptversammlung der gesellschaft am 

15. mai 2015 beschlossene Ermächtigung des vorstands,

das grundkapital der gesellschaft mit Zustimmung des 

aufsichtsrats durch ausgabe neuer auf den namen lauten-

der stückaktien bis zum 14. mai 2020 einmalig oder mehr-

mals insgesamt höchstens um Eur 28.345.833,00 gegen

Bar- und/oder sacheinlagen zu erhöhen (genehmigtes 

Kapital 2015/i), wurde zwischenzeitlich in höhe von 

Eur 26.420.140,00 ausgenutzt und betrug zuletzt noch

Eur 1.925.693,00. um einen etwaigen Finanzierungsbe -

darf auch in Zukunft flexibel decken zu können, soll des -

halb ein neues genehmigtes Kapital in höhe von bis zu 

Eur 63.778.125,00 geschaffen werden, das bis zum 

8. Juni 2022 sowohl gegen Bar- als auch gegen sach -

einlagen ausgenutzt werden kann (genehmigtes Kapital

2017/i). das genehmigte Kapital 2015/i soll erst und nur

dann aufgehoben werden, wenn sichergestellt ist, dass 

das neue genehmigte Kapital 2017/i zur verfügung steht.

vorstand und aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen:
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7.1   Ermächtigung des Vorstands zur Erhöhung des

Grundkapitals mit Ermächtigung zum Ausschluss

des Bezugsrechts

a)  der vorstand wird ermächtigt, das grundkapital der

gesellschaft bis zum 8. Juni 2022 mit Zustimmung des

aufsichtsrats durch ausgabe neuer auf den namen

lautender stückaktien gegen Bar- und/oder sachein-

lagen einmalig oder mehrfach, jedoch insgesamt

höchstens um Eur 63.778.125,00 zu erhöhen (geneh-

migtes Kapital 2017/i). dabei ist den aktionären grund-

sätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen; das gesetzliche

Bezugsrecht kann auch in der Weise eingeräumt wer-

den, dass die neuen aktien von einem oder mehreren

Kreditinstituten oder einem oder mehreren nach § 53

abs. 1 satz 1 oder § 53 b abs. 1 satz 1 oder abs. 7

KWg tätigen unternehmen oder einer gruppe oder

einem Konsortium von Kreditinstituten und/oder sol-

chen unternehmen mit der verpflichtung übernommen

werden, sie den aktionären der tele columbus ag

zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). der

vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des

aufsichtsrats das Bezugsrecht der aktionäre in folgen-

den Fällen ganz oder teilweise auszuschließen:

(i) für spitzenbeträge;

(ii) wenn die neuen aktien gemäß § 186 abs. 3 

satz 4 aktg gegen Bareinlagen zu einem 

aus gabebetrag ausgegeben werden, der den 

Börsenpreis der bereits börsennotierten aktien

der gesellschaft nicht wesentlich unterschreitet

und der anteilige Betrag der nach § 186 abs. 3

satz 4 aktg unter ausschluss des Bezugsrechts

ausgegebenen aktien am grundkapital der ge-
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sellschaft zehn von hundert (10 %) des grund -

kapitals zum Zeitpunkt der Eintragung dieser Er-

mächtigung in das handelsregister oder – sofern

dieser Betrag niedriger ist – zum jeweiligen Zeit-

punkt der ausübung der Ermächtigung nicht

übersteigt. auf die 10 %-grenze sind sonstige 

aktien anzurechnen, die von der gesellschaft ge-

gebenenfalls während der laufzeit dieser Ermäch-

tigung unter ausschluss des Bezugsrechts gemäß

oder entsprechend § 186 abs. 3 satz 4 aktg im

rahmen einer Barkapitalerhöhung neu ausgege-

ben oder nach rückerwerb veräußert worden

sind. auf die 10 %-grenze sind ferner aktien 

anzurechnen, in Bezug auf die aufgrund von 

options- oder Wandelschuldverschreibungen

oder -genussrechten, die während der laufzeit

dieser Ermächtigung unter ausschluss des Be-

zugsrechts gemäß § 221 abs. 4 satz 2 i. v. m. 

§ 186 abs. 3 satz 4 aktg von der gesellschaft

oder deren nachgeordneten Konzernunternehmen

ausgegeben worden sind, ein options- oder

Wandlungsrecht, eine Wandlungs- oder options-

pflicht oder zugunsten der gesellschaft ein ak-

tienlieferungsrecht besteht;

(iii) für Kapitalerhöhungen gegen sacheinlagen be -

ziehungsweise -leistungen, insbesondere um die

neuen aktien dritten im rahmen von unterneh-

menszusammenschlüssen oder auch zum (auch

mittelbaren) Erwerb von unternehmen, Betrieben,

unternehmensteilen, Beteiligungen oder sonsti-

gen vermögensgegenständen (einschließlich 

lizenzrechte oder andere aktivierbare rechten)

oder ansprüchen auf den Erwerb von vermögens-

gegenständen einschließlich Forderungen gegen
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die gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften

anbieten zu können;

(iv) soweit es erforderlich ist, um inhabern oder 

gläubigern von optionsrechten oder von Wandel-

schuldverschreibungen oder -genussrechten, die

von der gesellschaft oder deren nachgeordneten

Konzernunternehmen ausgegeben worden sind

oder werden, ein umtausch- oder Bezugsrecht

auf neue aktien in dem umfang zu gewähren, wie

es ihnen nach ausübung der options- oder

Wandlungsrechte bzw. nach der ausübung von

aktienlieferungsrechten oder der Erfüllung von

Wandlungs- oder optionspflichten zustünde.

der vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung

des aufsichtsrats die gewinnbeteiligung der neuen

aktien abweichend von § 60 abs. 2 aktg zu bestim-

men und die weiteren Einzelheiten der durchführung

von Kapitalerhöhungen aus dem genehmigten Kapital

2017/i festzulegen. der aufsichtsrat wird ermächtigt,

die Fassung der satzung jeweils nach durchführung

einer Erhöhung des grundkapitals aus dem geneh-

migten Kapital 2017/i entsprechend dem umfang der

jeweiligen Erhöhung des grundkapitals oder nach 

ablauf der Ermächtigungsfrist anzupassen.

b)  das in § 4 abs. 5 der satzung geregelte genehmigte

Kapital 2015/i wird aufgehoben. die aufhebung wird

mit ihrer Eintragung im handelsregister wirksam.

c)  der vorstand wird angewiesen, die aufhebung des be-

stehenden genehmigten Kapitals 2015/i nur zusam-

men mit der beschlossenen schaffung des neuen

genehmigten Kapitals 2017/i in § 4 abs. 5 der satzung
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zur Eintragung in das handelsregister anzumelden. die

anmeldung hat in der Weise zu erfolgen, dass die Ein-

tragung der schaffung des neuen genehmigten Kapi-

tals 2017/i nicht vor der Eintragung der aufhebung des

bisherigen genehmigten Kapitals 2015/i in das han-

delsregister erfolgt und ferner die Eintragung der auf-

hebung des bisherigen genehmigten Kapitals 2015/i

nur erfolgt, wenn die unmittelbare Eintragung des

neuen genehmigten Kapitals 2017/i sichergestellt ist.

7.2   Satzungsänderung

§ 4 abs. 5 der satzung wird wie folgt neu gefasst:

"der vorstand ist ermächtigt, das grundkapital der ge-

sellschaft bis zum 8. Juni 2022 mit Zustimmung des

aufsichtsrats durch ausgabe neuer auf den namen

lautender stückaktien gegen Bar- und/oder sachein-

lagen einmalig oder mehrfach, jedoch insgesamt

höchstens um Eur 63.778.125,00 zu erhöhen (geneh-

migtes Kapital 2017/i). dabei ist den aktionären grund-

sätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen; das gesetzliche

Bezugsrecht kann auch in der Weise eingeräumt wer-

den, dass die neuen aktien von einem oder mehreren

Kreditinstituten oder einem oder mehreren nach § 53

abs. 1 satz 1 oder § 53 b abs. 1 satz 1 oder abs. 7

KWg tätigen unternehmen oder einer gruppe oder

einem Konsortium von Kreditinstituten und/oder sol-

chen unternehmen mit der verpflichtung übernommen

werden, sie den aktionären der tele columbus ag

zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). der

vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des

aufsichtsrats das Bezugsrecht der aktionäre in folgen-

den Fällen ganz oder teilweise auszuschließen:



27

(i) für spitzenbeträge;

(ii) wenn die neuen aktien gemäß § 186 abs. 3 

satz 4 aktg gegen Bareinlagen zu einem aus -

gabebetrag ausgegeben werden, der den 

Börsenpreis der bereits börsennotierten aktien

der gesellschaft nicht wesentlich unterschreitet

und der anteilige Betrag der nach § 186 abs. 3

satz 4 aktg unter ausschluss des Bezugsrechts

ausgegebenen aktien am grundkapital der ge-

sellschaft zehn von hundert (10 %) des grund -

kapitals zum Zeitpunkt der Eintragung dieser

Ermächtigung in das handelsregister oder – so-

fern dieser Betrag niedriger ist – zum jeweiligen

Zeitpunkt der ausübung der Ermächtigung nicht

übersteigt. auf die 10 %-grenze sind sonstige 

aktien anzurechnen, die von der gesellschaft ge-

gebenenfalls während der laufzeit dieser Ermäch-

tigung unter ausschluss des Bezugsrechts gemäß

oder entsprechend § 186 abs. 3 satz 4 aktg im

rahmen einer Barkapitalerhöhung neu ausgege-

ben oder nach rückerwerb veräußert worden

sind. auf die 10 %-grenze sind ferner aktien 

anzurechnen, in Bezug auf die aufgrund von 

options- oder Wandelschuldverschreibungen

oder -genussrechten, die während der laufzeit

dieser Ermächtigung unter ausschluss des Be-

zugsrechts gemäß § 221 abs. 4 satz 2 i. v. m. 

§ 186 abs. 3 satz 4 aktg von der gesellschaft

oder deren nachgeordneten Konzernunternehmen

ausgegeben worden sind, ein options- oder

Wandlungsrecht, eine Wandlungs- oder options-

pflicht oder zugunsten der gesellschaft ein 

aktienlieferungsrecht besteht;
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(iii) für Kapitalerhöhungen gegen sacheinlagen be -

ziehungsweise -leistungen, insbesondere um die

neuen aktien dritten im rahmen von unterneh-

menszusammenschlüssen oder auch zum (auch

mittelbaren) Erwerb von unternehmen, Betrieben,

unternehmensteilen, Beteiligungen oder sonsti-

gen vermögensgegenständen (einschließlich 

lizenzrechte oder andere aktivierbare rechten)

oder ansprüchen auf den Erwerb von vermögens-

gegenständen einschließlich Forderungen gegen

die gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften

anbieten zu können;

(iv) soweit es erforderlich ist, um inhabern oder 

gläubigern von optionsrechten oder von Wandel-

schuldverschreibungen oder -genussrechten, 

die von der gesellschaft oder deren nachgeord-

neten Konzernunternehmen ausgegeben worden

sind oder werden, ein umtausch- oder Bezugs-

recht auf neue aktien in dem umfang zu ge -

währen, wie es ihnen nach ausübung der

options- oder Wandlungsrechte bzw. nach der

ausübung von aktienlieferungsrechten oder 

der Erfüllung von Wandlungs- oder options -

pflichten zustünde.

der vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung

des aufsichtsrats die gewinnbeteiligung der neuen

aktien abweichend von § 60 abs. 2 aktg zu bestim-

men und die weiteren Einzelheiten der durchführung

von Kapitalerhöhungen aus dem genehmigten Kapital

2017/i festzulegen. der aufsichtsrat ist ermächtigt, die

Fassung der satzung jeweils nach durchführung einer

Erhöhung des grundkapitals aus dem genehmigten

Kapital 2017/i entsprechend dem umfang der jeweili-
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gen Erhöhung des grundkapitals oder nach ablauf der

Ermächtigungsfrist anzupassen."

***

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 7 gemäß

§ 203 Abs. 2 Satz 2 i. V. m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG

der vorstand erstattet zu der in tagesordnungspunkt 7 vor-

geschlagenen Ermächtigung zum ausschluss des Bezugs-

rechts im rahmen des unter tagesordnungspunkt 7

vorgeschlagenen neuen genehmigten Kapitals 2017/i

gemäß § 203 abs. 2 satz 2 i. v. m. § 186 abs. 4 satz 2 aktg

einen schriftlichen Bericht, der nachstehend vollständig be-

kannt gemacht wird.

in der hauptversammlung der gesellschaft vom 

15. mai 2015 wurde beschlossen, den vorstand zu ermäch-

tigen, das grundkapital der gesellschaft mit Zustimmung

des aufsichtsrats bis zum 14. mai 2020 einmalig oder mehr-

mals um bis zu insgesamt Eur 28.345.833,00 gegen 

Bar- und/oder sacheinlagen durch ausgabe von neuen auf

den namen lautende stückaktien zu erhöhen (genehmigtes

Kapital 2015/i). unter teilweiser ausnutzung des genehmig-

ten Kapitals 2015/i und gemäß dem Beschluss der außer-

ordentlichen hauptversammlung der tele columbus ag

vom 14. september 2015 beschloss der vorstand am 

19. oktober 2015, mit Zustimmung des aufsichtsrats vom

18. oktober 2015, die Erhöhung des grundkapitals der ge-

sellschaft um Eur 26.420.140,00 (aus dem genehmigten

Kapital 2015/i) und Eur 44.444.444,00 (gemäß dem Be-

schluss der außerordentlichen hauptversammlung vom 

14. september 2015) auf Eur 127.556.251,00 durch aus-

gabe von 26.420.140 und 44.444.444 auf den namen 

lautende stückaktien mit einem auf die einzelne aktie 
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entfallenden rechnerischen anteil am grundkapital von 

Eur 1,00 gegen Bareinlage, im Zusammenhang mit den

akquisitionen der primacom holding gmbh und der pep-

com gmbh. die Kapitalerhöhungen wurden am 4. novem-

ber 2015 in das handelsregister eingetragen.

Bei der teilweisen ausnutzung des genehmigten Kapitals

2015/i im oktober 2015 in höhe von Eur 26.420.140,00

wurde das gesetzliche Bezugsrecht der aktionäre nicht aus-

geschlossen.

aufgrund der oben genannten ausnutzung beträgt das ge-

nehmigte Kapital 2015/i derzeit Eur 1.925.693,00 nach 

§ 4 Ziff. 5 der satzung der tele columbus ag. das ent-

spricht circa 1,5 % des derzeitigen grundkapitals.

unter Berücksichtigung der Finanz-, vermögens- und Er-

tragslage der gesellschaft reicht das derzeitige volumen

des bestehenden genehmigten Kapitals 2015/i aus sicht

des vorstands nicht aus, um die gesellschaft in die lage 

zu versetzen, einen etwaigen Finanzbedarf kurzfristig zu

decken und mit Blick auf die strategischen und operativen

herausforderungen flexibel agieren zu können. Ein solcher

Finanzierungsbedarf kann unter anderem entstehen, wenn

sich im rahmen der vom vorstand verfolgten strategischen

Weiterentwicklung des geschäfts kurzfristig chancen am

markt eröffnen, das portfolio um innovative geschäftsfelder

zu ergänzen, oder auch um bestehende Finanzierungen im

rahmen von akquisitionen ganz oder teilweise abzulösen

oder um die verschuldung insgesamt zu reduzieren.

mit dem vorschlag zu tagesordnungspunkt 7 soll der 

vorstand daher ermächtigt werden, das grundkapital der

gesellschaft mit Zustimmung des aufsichtsrats bis zum 

8. Juni 2022 durch ausgabe neuer auf den namen lau -
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tende stückaktien gegen Bar- oder sacheinlagen ein -

malig oder mehrfach, jedoch insgesamt höchstens um 

Eur 63.778.125,00 zu erhöhen. dadurch wird der vorstand

wieder in die lage versetzt, über den vollen gesetzlich 

vorgesehen Ermächtigungszeitraum von fünf Jahren die 

Eigenkapitalausstattung der gesellschaft kurzfristig den ge-

schäftlichen und rechtlichen Erfordernissen anzupassen. da

Entscheidungen über die deckung eines Kapitalbedarfs 

in der regel kurzfristig zu treffen sind, ist es wichtig, dass

die gesellschaft hierbei nicht von den terminen der ordent-

lichen hauptversammlungen abhängig ist und auch keine

außerordentlichen hauptversammlungen einberufen muss.

mit dem instrument des genehmigten Kapitals hat der 

gesetzgeber dem Erfordernis einer kurzfristigen Kapital -

beschaffung rechnung getragen. die höhe des genehmig-

ten Kapitals 2017/i entspricht insgesamt knapp 50 % des

bestehenden grundkapitals.

die neuen aktien, die aufgrund der zu beschließenden 

Ermächtigung (genehmigtes Kapital 2017/i) ausgegeben

werden, werden den aktionären grundsätzlich zum Bezug

angeboten. um die abwicklung zu erleichtern, kann das ge-

setzliche Bezugsrecht gemäß § 186 abs. 5 aktg auch in 

der Weise gewährt werden, dass die neuen aktien von

einem oder mehreren Kreditinstituten oder diesen nach 

§ 186 abs. 5 satz 1 aktg gleichstehenden unternehmen

mit der verpflichtung übernommen werden, sie den aktio-

nären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). 

der vorstand soll gemäß den Beschlussvorschlägen unter

tagesordnungspunkt 7 in bestimmten Fällen jedoch im Ein-

klang mit den gesetzlichen vorschriften ermächtigt sein, mit

Zustimmung des aufsichtsrats das Bezugsrecht der aktio-

näre auszuschließen. Ein Bezugsrechtsausschluss soll im

rahmen des genehmigten Kapitals 2017/i in den folgenden

Fällen möglich sein:



32

•    das Bezugsrecht soll für spitzenbeträge ausgeschlos-

sen werden können. damit soll die abwicklung einer

Emission mit einem grundsätzlichen Bezugsrecht der

aktionäre erleichtert werden. spitzenbeträge können

sich aus dem jeweiligen Emissionsvolumen und der not-

wendigkeit eines handhabbaren Bezugsverhältnisses 

ergeben. der Wert solcher spitzenbeträge ist für den

einzelnen aktionär in der regel gering, während der auf-

wand für die Emission ohne einen solchen ausschluss

deutlich höher ist. auch der mögliche verwässerungs -

effekt ist wegen der Beschränkung auf spitzenbeträge

regelmäßig geringfügig. die aufgrund der spitzenbe-

träge vom Bezugsrecht ausgeschlossenen neuen aktien

werden bestmöglich für die gesellschaft verwertet. der

ausschluss des Bezugsrechts dient daher der praktika-

bilität und der erleichterten durchführung einer Emission

und liegt damit im interesse der gesellschaft und ihrer

aktionäre. Bei der Festlegung des Bezugsverhältnisses

wird der vorstand das interesse der aktionäre berück-

sichtigen, dass der umfang von spitzenbeträgen klein

gehalten wird.

•    das Bezugsrecht soll ausgeschlossen werden können,

wenn die neuen aktien bei Barkapitalerhöhungen gemäß

§ 186 abs. 3 satz 4 aktg zu einem Betrag ausgegeben

werden, der den Börsenpreis nicht wesentlich unter-

schreitet. diese Ermächtigung versetzt die gesellschaft

in die lage, marktchancen in ihren verschiedenen ge-

schäftsfeldern schnell und flexibel zu nutzen und einen

hierbei oder aus anderen operativen gründen entste-

henden Kapitalbedarf gegebenenfalls auch sehr kurzfri-

stig zu decken. der ausschluss des Bezugsrechts

ermöglicht dabei nicht nur ein zeitnäheres agieren, 

sondern auch eine platzierung der aktien zu einem 

börsenkursnahen preis, also ohne den bei Bezugs-
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rechtsemissionen in der regel erforderlichen abschlag.

dies führt zu höheren Emissionserlösen zum Wohle der

gesellschaft. das aktiengesetz zieht keine feste grenze

für den abschlag. Bei ausnutzung der Ermächtigung

wird der vorstand den abschlag – mit Zustimmung 

des aufsichtsrats – unter Beachtung der rechtlichen 

vorgaben so niedrig bemessen, wie das nach den im

Zeitpunkt der platzierung vorherrschenden marktbedin-

gungen möglich ist. die unter ausschluss des Bezugs-

rechts gemäß § 186 abs. 3 satz 4 aktg ausgegebenen

aktien dürfen insgesamt 10 % des grundkapitals nicht

überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirk-

samwerdens noch – sofern dieser Betrag geringer ist –

im Zeitpunkt der ausnutzung der durch die hauptver-

sammlung am 9. Juni 2017 zu erteilenden Ermächti-

gung. auf diese Begrenzung sind aktien anzurechnen,

welche die gesellschaft während der laufzeit der Er-

mächtigung im rahmen einer Barkapitalerhöhung neu

ausgibt oder erwirbt und sodann wieder veräußert, wenn

und soweit dabei das Bezugsrecht nach maßgabe von

§ 186 abs. 3 satz 4 aktg ausgeschlossen wird bzw. die

Wiederveräußerung nach maßgabe dieser vorschrift 

erfolgt. Werden während der laufzeit der Ermächti  -

gung Wandel- oder optionsschuldverschreibungen 

oder -genussrechte unter ausschluss des Bezugsrechts

der aktionäre gemäß § 221 abs. 4 satz 2 i. v. m. § 186

abs. 3 satz 4 aktg begeben, so sind zudem die aktien

anzurechnen, für die aufgrund dieser instrumente ein

Wandlungs- oder optionsrecht, eine Wandlungs- oder

optionspflicht oder zugunsten der gesellschaft ein 

aktienlieferungsrecht besteht.

durch diese gestaltung wird im Einklang mit der ge -

setzlichen regelung dem Bedürfnis der aktionäre nach

einem verwässerungsschutz für ihren anteilsbesitz
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rechnung getragen. Jeder aktionär hat aufgrund der

Begrenzung des umfangs der bezugsrechtsfreien Kapi-

talerhöhung grundsätzlich die möglichkeit, die zur auf-

rechterhaltung seiner anteilsquote erforderlichen aktien

zu annähernd gleichen Bedingungen über die Börse 

zu erwerben. Es ist daher sichergestellt, dass in Über-

einstimmung mit der gesetzlichen Wertung des § 186

abs. 3 satz 4 aktg die vermögens- wie auch stimm-

rechtsinteressen bei einer ausnutzung des genehmigten

Kapitals 2017/i unter ausschluss des Bezugsrechts an-

gemessen gewahrt bleiben, während der gesellschaft

im interesse aller aktionäre weitere handlungsspiel-

räume eröffnet werden.

•    das Bezugsrecht der aktionäre soll ferner jeweils bei Ka-

pitalerhöhungen gegen sacheinlagen ausgeschlossen

werden können. damit wird der vorstand in die lage

versetzt, aktien der gesellschaft in geeigneten Einzel-

fällen zum Erwerb von unternehmen oder unterneh-

mensteilen im Wege eines share- oder asset deals sowie

unternehmensbeteiligungen oder zum Erwerb anderer

vermögensgegenstände, wozu auch Forderungen zäh-

len, einzusetzen. obwohl keine konkreten akquisitions-

pläne bestehen, soll es der gesellschaft gemäß ihrer

wiederholt öffentlich kommunizierten strategie ermög-

licht werden, auch nach der akquisition der primacom

holding gmbh und der pepcom gmbh bei der Konso-

lidierung der netzwerkbetreiber der netzebene 4 eine

aktive rolle zu spielen. darüber hinaus wird die gesell-

schaft in die lage versetzt, schnell und flexibel zu 

agieren, wenn sich chancen der strategischen Weiter-

entwicklung eröffnen, insbesondere durch eine investi-

tion in Wettbewerbsunternehmen oder in innovativen

unternehmen, die in attraktiven, komplementären ge-

schäften entlang der Wertschöpfungskette der gesell-
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schaft tätig sind. so kann sich in verhandlungen die not-

wendigkeit ergeben, als gegenleistung nicht geld, son-

dern aktien anzubieten. Eine gegenleistung in aktien

kann für einen verkäufer sehr attraktiv sein, weil sie ihm

die gelegenheit gibt, an synergien aus dem Zusammen-

schluss beider unternehmen langfristig zu partizipieren.

im Bereich von start-ups oder innovativen unternehmen

besteht oft der Wunsch nach Bezahlung in aktien, weil

sich diese geschäfte noch in einem frühen stadium der

Entwicklung befinden und einen geringen Wert haben.

verkäufer wollen an den synergien, die sich aus der

Kombination der unternehmen ergeben, teilhaben. Eine

gegenleistung in aktien kann eine Einigung mit dem 

verkäufer über den Kaufpreis erleichtern und schafft

damit einen vorteil im Wettbewerb um interessante ak-

quisitionsobjekte sowie den notwendigen spielraum,

sich bietende akquisitionsgelegenheiten zum Erwerb

von unternehmen, unternehmensteilen und unterneh-

mensbeteiligungen oder zum Erwerb von anderen ver-

mögensgegenständen liquiditätsschonend zu nutzen.

um aktien jedoch als akquisitionswährung einsetzen zu

können, muss eine sachkapitalerhöhung ohne Bezugs-

recht möglich sein.

•    Zu den vermögensgegenständen, die als sacheinlagen

erworben werden können, gehören auch sonstige einla-

gefähige vermögensgegenstände einschließlich lizen-

zen oder sonstige rechte und Forderungen, die gegen

die gesellschaft bestehen. durch die möglichkeit, solche

verbindlichkeiten nicht in bar, sondern gegen ausgabe

neuer aktien zu begleichen, wird die gesellschaft in die

lage versetzt, ihre liquidität zu schonen und ihre Finan-

zierungsstruktur zu verbessern. Ferner kann der gesell-

schaft dadurch ermöglicht werden, mit der gegenseite

im Einzelfall günstigere Konditionen bei der Erfüllung be-
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stehender verbindlichkeiten zu vereinbaren. die vorge-

schlagene Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss

liegt daher aus sicht des vorstands im interesse der ge-

sellschaft und ihrer aktionäre. der gesellschaft erwächst

kein nachteil, da der vorstand bei der Festlegung der

Bewertungsrelation sicherstellen muss, dass der gesell-

schaft ein angemessener gegenwert für die neuen ak-

tien zufließt. Zu diesem Zweck wird er den Börsenkurs

der aktie der gesellschaft angemessen berücksichtigen

und sich durch externe Expertise unterstützen lassen,

soweit das im Einzelfall jeweils möglich und sinnvoll ist.

•    schließlich soll das Bezugsrecht ausgeschlossen wer-

den können, soweit den inhabern oder gläubigern von

optionsrechten oder von Wandelschuldverschreibungen

oder  genussrechten, die von der gesellschaft oder

deren nachgeordneten Konzernunternehmen ausgege-

ben worden sind oder werden, ein umtausch- oder Be-

zugsrecht auf neue aktien nach maßgabe der jeweiligen

ausgabebedingungen gewährt wird oder aufgrund sol-

cher instrumente eine umtausch- oder Bezugspflicht

oder ein aktienlieferungsrecht besteht. die Bedingungen

von options- und Wandelschuldverschreibungen sehen

zur leichteren platzierung am Kapitalmarkt üblicher -

weise einen verwässerungsschutz vor, der sicherstellt, 

dass den inhabern oder gläubigern der options- oder 

Wandelschuldverschreibungen bzw. -genussrechte bei

späteren Emissionen von aktien ein Bezugsrecht auf

diese aktien eingeräumt wird, wie es aktionären zusteht.

die inhaber oder gläubiger der options- oder Wandel-

schuldverschreibungen bzw. -genussrechte werden

damit so gestellt, als hätten sie von ihren umtausch-

oder Bezugsrechten gebrauch gemacht bzw. als wären

options- oder Wandlungspflichten ausgelöst bzw. ak-

tienlieferungsrechte ausgeübt worden und die inhaber
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bzw. gläubiger der options- und Wandelschuldver-

schreibungen bzw. -genussrechte seien aktionäre. um

die betreffenden Emissionen (options- und Wandel-

schuldverschreibungen bzw. -genussrechte) mit einem

solchen verwässerungsschutz ausstatten zu können,

muss das Bezugsrecht der aktionäre auf diese aktien

ausgeschlossen werden. das dient der erleichterten

platzierung der Emissionen und damit dem interesse der

gesellschaft und ihrer aktionäre an einer optimalen 

Finanzstruktur der gesellschaft. die hauptversamm -

lung vom 15. mai 2015 hat bis zum 14. mai 2020 eine

solche Ermächtigung zur ausgabe von optionsrechten

oder Wandelschuldverschreibungen und -genussrech-

ten mit Bestimmungen zum verwässerungsschutz wie

vorstehend beschrieben erteilt. 

der vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, 

ob er mit Zustimmung des aufsichtsrats von der jeweiligen

Ermächtigung zur Kapitalerhöhung unter ausschluss des

Bezugsrechts der aktionäre gebrauch machen wird. Er wird

dies nur dann tun, wenn dies unter Berücksichtigung der

Konditionen der Kapitalerhöhung nach Einschätzung des

vorstands und des aufsichtsrats im interesse der gesell-

schaft und damit ihrer aktionäre liegt. Er wird der hauptver-

sammlung über jede ausnutzung des genehmigten Kapitals

2017/i berichten.
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der vorstehend wiedergegebene Bericht des vor -

stands zum tagesordnungspunkt 7 kann ab Einbe -

rufung der hauptversammlung im internet unter 

www.ir.tele columbus.com/hv sowie in den geschäfts -

räumen der tele columbus ag, Kaiserin-augusta-allee 108,

10553 Berlin eingesehen werden. auf verlangen wird jedem

aktionär unverzüglich und kostenlos eine abschrift erteilt.

Ferner wird der Bericht auch während der hauptversamm-

lung am 21. Juni 2017 zugänglich sein.

***

Weitere Angaben zur Einberufung

1.  Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im Zeit-

punkt der Einberufung

im Zeitpunkt der Einberufung der hauptversammlung

verfügt die tele columbus ag über ein grundkapital 

von Eur 127.556.251,00. das grundkapital ist eingeteilt

in 127.556.251 auf den namen lautende stückaktien 

mit einem rechnerischen anteil am grundkapital von

Eur 1,00 je aktie. gemäß § 21 abs. 1 der satzung ge-

währt jede aktie in der hauptversammlung eine stimme.

die gesellschaft hält im Zeitpunkt der Einberufung keine

eigenen aktien.

2.  Teilnahme an der Hauptversammlung

Zur teilnahme an der hauptversammlung und zur aus-

übung des stimmrechts sind nur diejenigen aktionäre

berechtigt, die im aktienverzeichnis eingetragen sind

und die sich rechtzeitig vor der hauptversammlung an-

gemeldet haben. die anmeldung bedarf der textform 
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(§ 126b BgB) und muss in deutscher oder englischer

sprache erfolgen.

die anmeldung muss der gesellschaft unter der 

nachstehenden adresse spätestens am 18. Juni 2017,

24:00 uhr (mEsZ), zugehen:

tele columbus ag

c/o link market services gmbh 

landshuter allee 10

80637 münchen

deutschland

oder per telefax: +49 (0) 89-210 27 288

oder per E-mail: namensaktien@linkmarketservices.de

die anmeldung kann bis spätestens 18. Juni 2017, 

24:00 uhr (mEsZ) auch über den online-

service auf der internetseite der gesellschaft unter

www.ir.telecolumbus.com/hv erfolgen. die infor -

mationen zur nutzung des online-services werden 

den aktionären mit dem Einladungsschreiben zur 

hauptversammlung übersandt.

Kreditinstitute, aktionärsvereinigungen und diesen ge -

mäß § 135 abs. 8 aktg oder § 135 abs. 10 aktg in ver-

bindung mit § 125 abs. 5 aktg gleichgestellte personen,

institute oder unternehmen können das stimmrecht für

aktien, die ihnen nicht gehören, als deren inhaber sie

aber im aktienverzeichnis eingetragen sind, nur aufgrund

einer Ermächtigung des aktionärs ausüben.

nach Eingang der anmeldung bei der gesellschaft 

werden den aktionären oder Bevollmächtigten Eintritts-

karten für die hauptversammlung übersandt. um den
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rechtzeitigen Erhalt der Eintrittskarten sicherzustellen,

bitten wir die aktionäre, frühzeitig für die Übersendung

der anmeldung an die gesellschaft sorge zu tragen.

Weitere hinweise zum anmeldeverfahren finden sich auf

dem den aktionären übersandten Einladungsschreiben

zur hauptversammlung.

3.  Freie Verfügbarkeit der Aktien und technisch maß-

geblicher Bestandsstichtag

die aktien werden durch eine anmeldung zur hauptver-

sammlung nicht blockiert. aktionäre sind auch nach 

erfolgter anmeldung zur hauptversammlung weiterhin

berechtigt, über ihre aktien zu verfügen. maßgeblich für

das teilnahme- und stimmrecht ist der im aktien -

verzeichnis eingetragene aktienbestand am tag der

hauptversammlung. dieser wird dem Bestand am Ende

des letzten tages der anmeldefrist entsprechen, da 

aufträge zur umschreibung des aktienverzeichnisses,

die der gesellschaft nach dem Ende des anmelde-

schlusstages in der Zeit vom 19. Juni 2017, 00:00 uhr

(mEsZ), bis einschließlich 21. Juni 2017 zugehen, 

erst mit Wirkung nach der hauptversammlung am 

21. Juni 2017 verarbeitet und berücksichtigt werden.

technisch maßgeblicher Bestandsstichtag ist daher 

der ablauf des 18. Juni 2017.
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4.  Stimmrechtsvertretung

aktionäre können ihr stimmrecht auch durch einen 

Bevollmächtigten – zum Beispiel ein Kreditinstitut, eine

aktionärsvereinigung oder einen sonstigen dritten – aus-

üben lassen. auch im Fall einer Bevollmächtigung ist

eine fristgerechte anmeldung des aktionärs zur haupt-

versammlung nach den vorstehenden Bestimmungen

(siehe unter Ziffer 2. "Teilnahme an der Hauptversamm-

lung") erforderlich. die Erteilung der vollmacht, ihr 

Widerruf und der nachweis der Bevollmächtigung ge-

genüber der gesellschaft bedürfen der textform (§ 126b

BgB), wenn weder ein Kreditinstitut, ein ihm gleichge-

stelltes institut oder unternehmen (§§ 135 abs. 10, 125

abs. 5 aktg) noch eine aktionärsvereinigung oder per-

son im sinne von § 135 abs. 8 aktg zur ausübung des

stimmrechts bevollmächtigt wird.

aktionäre können für die vollmachtserteilung das 

ihnen zusammen mit dem Einladungsschreiben 

übersandte anmeldeformular benutzen. die voll -

machtserteilung kann auch auf elektronischem Weg

unter verwendung des von der gesellschaft unter

www.ir.telecolumbus.com/hv angebotenen online-

services erfolgen. die informationen zur nutzung des

online-services werden den aktionären mit dem 

Einladungsschreiben zur hauptversammlung über -

sandt. die vollmachtsformulare können darüber hinaus

auch unter der adresse

tele columbus ag

c/o link market services gmbh

landshuter allee 10

80637 münchen

deutschland
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oder per telefax: +49 (0) 89-210 27 288

oder per E-mail: namensaktien@linkmarketservices.de

angefordert werden.

möglich ist es aber auch, eine vollmacht in anderer

Weise zu erteilen; diese muss aber ebenfalls der text-

form (§ 126 b BgB) genügen, wenn weder ein Kreditin-

stitut noch eine aktionärsvereinigung noch sonstige in 

§ 135 abs. 8 oder § 135 abs. 10 in verbindung mit § 125

abs. 5 aktiengesetz gleichgestellte personen, institute

oder unternehmen bevollmächtigt werden.

aktionäre können auch von der gesellschaft benannte

stimmrechtsvertreter zur ausübung ihres stimmrechts

bevollmächtigen. auch in diesem Fall ist eine fristge-

rechte anmeldung des aktionärs zur hauptversammlung

nach den vorstehenden Bestimmungen (siehe unter 

Ziffer 2. "Teilnahme an der Hauptversammlung") erfor-

derlich. die von der gesellschaft benannten stimm-

rechtsvertreter werden das stimmrecht nur aufgrund

ausdrücklicher und eindeutiger Weisungen ausüben.

deshalb müssen die aktionäre zu den gegenständen

der tagesordnung, zu denen sie eine stimmrechtsaus-

übung wünschen, ausdrückliche und eindeutige Weisun-

gen erteilen. die von der gesellschaft benannten

stimmrechtsvertreter sind verpflichtet, gemäß diesen

Weisungen abzustimmen. sollte zu einem gegenstand

der tagesordnung eine Einzelabstimmung stattfinden,

gilt eine hierzu erteilte Weisung für jeden einzelnen 

unterpunkt. soweit eine ausdrückliche und eindeutige

Weisung fehlt, werden sich die von der gesellschaft be-

nannten stimmrechtsvertreter für den jeweiligen abstim-

mungsgegenstand der stimme enthalten. die von der

gesellschaft benannten stimmrechtsvertreter nehmen
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keine aufträge zu Wortmeldungen, zur Einlegung von

Widersprüchen gegen hauptversammlungsbeschlüsse

oder zum stellen von Fragen oder von anträgen ent -

gegen. sie stehen nur für die abstimmung über solche

Beschlussvorschläge von vorstand, aufsichtsrat oder

aktionären zur verfügung, die mit dieser Einberufung

oder später gemäß § 124 abs. 1 oder 3 aktg bekannt

gemacht worden sind.

vollmachten und Weisungen an die von der gesellschaft

benannten stimmrechtsvertreter bedürfen der textform

(§ 126b BgB). sie können bis spätestens dienstag, 

den 20. Juni 2017, 24:00 uhr (mEsZ), unter verwendung

des hierfür auf dem mit dem Einladungsschreiben zur

hauptversammlung übersandten anmeldebogen vorge-

sehenen vollmachts- und Weisungsformulars unter der

adresse

tele columbus ag

c/o link market services gmbh

landshuter allee 10

80637 münchen

deutschland

oder per telefax: +49 (0) 89-210 27 288

oder per E-mail: namensaktien@linkmarketservices.de

erteilt, geändert oder widerrufen werden. maßgeblich ist

jeweils der Zugang bei der gesellschaft.

die vordrucke können unter der vorgenannten adresse,

telefaxnummer und E-mail-adresse angefordert werden.

die vollmachtserteilung an die stimmrechtsvertreter der

gesellschaft kann auch bis zur hauptversammlung auf
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elektronischem Weg unter verwendung des von der 

gesellschaft unter www.ir.telecolumbus.com/hv ange-

botenen online-services erfolgen. Eine Änderung oder

ein Widerruf von vollmachtserteilungen an die stimm-

rechtsvertreter der gesellschaft ist bis zur hauptver-

sammlung auf elektronischem Weg unter verwendung

des von der gesellschaft angebotenen online-services

für diejenigen vollmachten möglich, die auf elektroni-

schem Weg über den online-service vorgenommen 

wurden. Während der hauptversammlung können 

vollmachten und Weisungen an die von der gesellschaft

benannten stimmrechtsvertreter bis zum Ende der ge-

neraldebatte an der Zu- bzw. abgangskontrolle erteilt,

geändert oder widerrufen werden.

alle übrigen zulässigen Formen der teilnahme und 

vertretung, insbesondere die persönliche teilnahme 

oder die teilnahme durch einen vertreter, werden durch

dieses angebot zur stimmrechtsausübung durch die 

von der gesellschaft benannten stimmrechtsvertreter

nicht berührt. Weitere Einzelheiten zur stimmrechts -

ausübung durch die von der gesellschaft benannten

stimmrechtsvertreter und zur hauptversammlung finden

sich ebenfalls auf der internetseite der gesellschaft unter

www.ir.telecolumbus.com/hv.

5.  Verfahren für die Stimmabgabe durch Briefwahl

aktionäre, die im aktienverzeichnis eingetragen sind,

können ihre stimme, auch ohne an der hauptversamm-

lung teilzunehmen, durch Briefwahl abgeben. Zur aus-

übung des stimmrechts im Wege der Briefwahl sind nur

diejenigen eingetragenen aktionäre berechtigt, die nach

den vorstehenden Bestimmungen rechtzeitig angemel-
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det sind (siehe unter Ziffer 2. "Teilnahme an der Haupt-

versammlung"). Kreditinstitute, aktionärsvereinigungen

und diesen gemäß § 135 abs. 8 aktg oder § 135 

abs. 10 aktg in verbindung mit § 125 abs. 5 aktg

gleichgestellte personen, institute oder unternehmen

können sich ebenfalls der Briefwahl bedienen.

stimmabgaben mittels Briefwahl erfolgen schriftlich oder

im Wege der elektronischen Kommunikation. schriftliche

stimmabgaben müssen bis dienstag, den 20. Juni 2017,

24:00 uhr (mEsZ), abgegeben, geändert oder widerru-

fen werden. maßgeblich ist jeweils der Zugang bei der

gesellschaft. aktionäre können für die stimmabgabe

mittels Briefwahl das ihnen zusammen mit dem Einla-

dungsschreiben übersandte anmeldeformular benutzen.

Bei Briefwahl in schriftform muss die stimmabgabe an

die folgende anschrift übermittelt werden:

tele columbus ag

c/o link market services gmbh

landshuter allee 10

80637 münchen

deutschland

oder per telefax: +49 (0) 89-210 27 288.

die stimmabgabe kann im Wege elektronischer 

Kommunikation auch bis zur hauptversammlung 

unter verwendung des von der gesellschaft unter 

www.ir.telecolumbus.com/hv angebotenen online-

services erfolgen.

Eine Änderung oder ein Widerruf von abstimmungs -

entscheidungen in der Briefwahl ist bis zur hauptver-
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sammlung im Wege elektronischer Kommunikation über

den online-service auf der internetseite der gesellschaft

für diejenigen Briefwähler möglich, die die Briefwahl im

Wege elektronischer Kommunikation über den online-

service vorgenommen haben.

Bitte beachten sie, dass die persönliche teilnahme eines

aktionärs oder eines bevollmächtigten dritten an der

hauptversammlung automatisch als Widerruf der zuvor

abgegebenen Briefwahlstimmen gilt. sollte zu einem 

gegenstand der tagesordnung eine Einzelabstimmung

stattfinden, gilt eine stimmabgabe per Briefwahl zu die-

sem tagesordnungspunkt insgesamt für jeden einzelnen

unterpunkt.

Weitere hinweise zur Briefwahl finden sich auf dem 

zusammen mit dem Einladungsschreiben übersandten

anmeldeformular sowie auf der genannten internetseite

der gesellschaft.

6.  Rechte der Aktionäre gemäß § 122 Abs. 2 AktG, § 126

Abs. 1 AktG, § 127 und § 131 Abs. 1 AktG 

Verlangen der Tagesordnungsergänzung gemäß 

§ 122 Abs. 2 AktG

aktionäre, deren anteile zusammen den zwanzigsten 

teil des grundkapitals oder den anteiligen Betrag von

Eur 500.000,00 (dies entspricht 500.000 aktien) er -

reichen, können verlangen, dass gegenstände auf die

tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden.

das verlangen ist schriftlich oder in elektronischer Form

gemäß § 126 a BgB (d. h. mit qualifizierter elektronischer

signatur nach dem signaturgesetz) an den vorstand 



47

der gesellschaft zu richten und muss der gesellschaft

bis zum ablauf des 21. mai 2017, d. h. bis zum 

21. mai 2017, 24:00 uhr (mEsZ), zugegangen sein. Ent-

sprechende verlangen sind ausschließlich an folgende

adresse zu richten:

tele columbus ag

- vorstand -

Kaiserin-augusta-allee 108

10553 Berlin 

deutschland

oder in elektronischer Form gemäß § 126a BgB per E-

mail an: heike.leidiger@telecolumbus.de.

anderweitig adressierte anträge auf Ergänzung der ta-

gesordnung werden nicht berücksichtigt. Jedem neuen

gegenstand der tagesordnung muss eine Begründung

oder eine Beschlussvorlage beiliegen. der antrag ist von

allen aktionären, die zusammen das Quorum von fünf

prozent des grundkapitals oder den anteiligen Betrag

von Eur 500.000,00 erreichen, oder ihren ordnungsge-

mäß bestellten vertretern zu unterzeichnen. im Übrigen

wird auf die voraussetzungen des § 122 abs. 1 s. 3 in

verbindung mit abs. 2 s. 1 und 70 aktg verwiesen. die

Bekanntmachung und Zuleitung von Ergänzungsverlan-

gen erfolgen in gleicher Weise wie bei der Einberufung.

Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß

§§ 126 Abs. 1, 127 AktG

Jeder aktionär hat das recht, auch schon vor der

hauptversammlung gegenanträge zu Beschluss -

vorschlägen von vorstand und/oder aufsichtsrat zu 
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bestimmten punkten der tagesordnung sowie Wahl -

vorschläge zur Wahl von aufsichtsratsmitgliedern oder

abschlussprüfern zu übersenden. solche gegenanträge

und Wahlvorschläge einschließlich des namens des 

aktionärs sind von der gesellschaft gemäß §§ 126 

abs. 1, 127 aktg zugänglich zu machen, wenn sie der

gesellschaft unter der adresse

tele columbus ag

c/o link market services gmbh

landshuter allee 10

80637 münchen

deutschland

oder per telefax: +49 (0) 89-210 27 298

oder per E-mail: antraege@linkmarketservices.de

spätestens bis zum ablauf des 6. Juni 2017, d. h. bis

zum 6. Juni 2017, 24:00 uhr (mEsZ), zugehen und im

Übrigen den gesetzlichen anforderungen genügen.

hierzu zählt insbesondere, dass gegenanträge (nicht

aber Wahlvorschläge) zu begründen sind. §§ 126 

abs. 2, 127 s. 1 und 3 aktg regeln zudem die voraus-

setzungen, bei deren vorliegen gegenanträge und Wahl-

vorschläge nicht zugänglich gemacht werden müssen.

das Zugänglichmachen erfolgt nach den gesetzlichen

regeln auf der internetseite der gesellschaft unter

www.ir.telecolumbus.com/hv. Eventuelle stellung -

nahmen der verwaltung zu gegenanträgen und Wahl-

vorschlägen werden ebenfalls unter der genannten

internetadresse veröffentlicht.
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um in der hauptversammlung berücksichtigt werden zu

können, müssen gegenanträge und Wahlvorschläge,

auch soweit sie gemäß § 126 abs. 1, § 127 aktg der ge-

sellschaft übersandt und von dieser zugänglich gemacht

worden sind, in der hauptversammlung gestellt werden.

das recht eines jeden aktionärs, während der haupt-

versammlung gegenanträge zur tagesordnung auch

ohne vorherige und fristgerechte Übermittlung an die

gesellschaft zu stellen, bleibt unberührt.

Auskunftsrecht der Aktionäre gemäß § 131 Abs. 1

AktG

in der hauptversammlung kann jeder aktionär oder 

aktionärsvertreter vom vorstand auskunft über angele-

genheiten der gesellschaft verlangen, soweit sie zur

sachgemäßen Beurteilung des gegenstands der tages-

ordnung erforderlich ist. die auskunftspflicht erstreckt

sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Bezie-

hungen der gesellschaft zu einem verbundenen unter-

nehmen sowie auf die lage des Konzerns und der in den

Konzernabschluss einbezogenen unternehmen. die

auskunft hat den grundsätzen einer gewissenhaften und

getreuen rechenschaft zu entsprechen. auskünfte sind

grundsätzlich mündlich zu erteilen; ein anspruch der 

aktionäre auf schriftliche auskunftserteilung besteht 

insofern nicht. § 131 abs. 3 aktg regelt die voraus -

setzungen, unter denen der vorstand die auskunft ver-

weigern darf.
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Weitergehende Erläuterungen

Weitergehende Erläuterungen zu den rechten der 

aktionäre gemäß §§ 122 abs. 2, 126 abs. 1, 127 und 

§ 131 abs. 1 aktg sind auf der internetseite der gesell-

schaft unter www.ir.telecolumbus.com/hv zugänglich

gemacht.

7.  Hinweis auf die Internetseite der Gesellschaft

die Einberufung der hauptversammlung mit den ge -

setzlich geforderten angaben und Erläuterungen ist 

auch über die internetseite der gesellschaft unter

www.ir.telecolumbus.com/hv zugänglich, auf der auch

die weiteren informationen gemäß § 124 a aktg ver -

öffentlicht sind.

8.  Abstimmungsergebnisse

die vom versammlungsleiter festgestellten abstim-

mungsergebnisse werden innerhalb der gesetzlichen

Frist auf der internetseite der gesellschaft unter

www.ir.telecolumbus.com/hv veröffentlicht.

Berlin, im mai 2017

tele columbus ag

der vorstand
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Tele Columbus AG

goslarer ufer 39

10589 Berlin

ir@telecolumbus.de

www.telecolumbus.de


